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Im Folgenden meine Erfahrungen als Justiz- und Familienrechts-Betroffener in Deutschland. 
Alle Vorgänge sind durch Dokumente und Unterschriften bis hinauf zum Präsidenten des 
Verfassungsgerichts belegt. 

Die Akten können eingesehen werden. 

Bis 1981 lebte ich unbescholten in West-Berlin. Ich war dreifacher Facharzt und Oberarzt in einer 
Klinik für Radioonkologie und Nuklearmedizin, politisch in der liberalen Partei und gewerkschaft-
lich im Marburger Bund engagiert, mit Funktionen im sozial-, familien- und gesundheitspolitischen 
Bereich in Bonn und Berlin. In Bonn war ich Mitglied im Bundesfachausschuss Soziales, Familie 
und Gesundheit, in Berlin Vorsitzender des Landesfachausschusses Gesundheitspolitik. 
Mein Engagement in sozialpolitischen Fragen 
- so bei der Aufdeckung der Korruption in der Wohnungspolitik - führte dazu, dass bestimmte 
Kreise meinen Parteiausschluss und meine Entfernung aus der Berliner Politik betrieben. 

Im April 1981 reichte ich die Scheidung ein. Ich beantragte das Sorgerecht für meine 1975 gebore-
ne Tochter Claudia, weil ich fürchtete, dass das Kind bei seiner Mutter seelisch verkommen und un-
zureichend gefördert würde. Meine Frau, eine beamtete Studienrätin, welchen Status sie erst mit 
meiner Hilfe erreicht hatte, verweigerte mir u.a. weitere Kinder und Claudia die so sehr ersehnten 
Geschwister. Schon Claudia war erst geboren worden, nachdem ich wegen der Verweigerung von 
Kindern einen Scheidungsantrag angekündigt hatte. 

Das nunmehr einsetzende Scheidungs- und Sorgerechtsverfahren zeichnete sich von Anfang an 
durch ständige justitiale Rechtsverletzungen aus. 
Nach allgemeiner Auffassung hatte ich von vornherein keine Chance, das Sorgerecht zu bekom-
men, und zwar lediglich deshalb, weil ich der Vater war und nicht die Mutter. 
Im Mai 1982 übertrug ein Familienrichter namens Reinhard Fischer aufgrund eines kinderpsycholo-
gischen Gutachtens das "vorläufige" Sorgerecht auf die Mutter. Die Gerichtssitzung fand heimlich 
statt, ohne Ladung und Anhörung von mir und meiner Tochter. Die kinderpsychologische Gutachte-
rin Brigitte Frenzel war bei Gericht weder zugelassen noch vereidigt. In den Gerichtsakten fand 
sich später ein versehentlich dort abgehefteter privater Brief der Gutachterin an den Richter mit der 
Anfrage, ob sie die letzte Seite des Gutachtens noch "umarbeiten" solle. Aufgrund der "vorläufigen" 
Entscheidung zog meine Exfrau mit dem Kind in eine neue Wohnung und riss es damit aus seiner 
vertrauten Umgebung heraus. Die gesetzlich vorgeschriebene richterliche Anhörung, in der das 
Kind erklärte, lieber beim Vater bleiben zu wollen, erfolgte nach langem Kampf erst ein dreiviertel 
Jahr später. Mein Antrag, die kinderpsychologische Gutachterin zu vereidigen, wurde abgelehnt. 
Das Ergebnis einer von mir beantragten Untersuchung der Erziehungseignung der Eltern wurde von 
der Gutachterin nicht für verwertbar erklärt, weil ich zu gut abgeschnitten hatte. Die Gutachterin 
weigerte sich, ihre Testunterlagen dem Gericht vorzulegen. Mein Strafantrag gegen die Gutachterin 
wegen uneindlicher Falschaussage wurde zurückgewiesen mit der Begründung, das Gutachten sei 
schriftlich erfolgt und es handele sich daher um keine Aussage. Die Beschwerde gegen diese Ent-
scheidung wurde vom Kammergericht abgelehnt, weil die Unterschrift meines Anwaltes unleserlich 
war. Mein versöhnlicher Antrag auf gemeinsames Sorgerecht wurde nicht zur Kenntnis genommen. 
Nach einem Gegengutachten von Prof. Dr. Dr. W. E. Fthenakis, München, wurde Prof. Dr. Rein-
hard Lempp, Tübingen, als Obergutachter bestellt, obwohl ich Lempp als Gutachter zuvor abge-
lehnt hatte. Prof. Lempp kam in seinem Gutachten zu dem Ergebnis, dass das Kind bei seiner Mut-
ter emotional unterversorgt sei, dass dies aber seine Selbständigkeit fördern würde. 
Auch habe das Kind - trotz der inzwischen langen Trennung - noch immer eine stärkere Bindung 
zum Vater. 
Dennoch seien beide Eltern gleich gut zur Erziehung geeignet. Bei der gerichtlichen Anhörung im 
November 1983 mußte Lempp dann allerdings zugeben, dass er die Erziehungseignung der Eltern 
gar nicht untersucht und dass er die Akten nicht gelesen hatte. Die von mir beantragte Tonbandauf-



zeichnung der Verhandlung wurde wegen eines angeblichen technischen Defekts unterbrochen. 
Über die Unterbrechung fehlte im gleichfalls geführten Wortprotokoll später jeglicher Hinweis. 
Auch die entsprechenden Aussagepassagen fehlten. Auf richterliche Anweisung durfte ich weder 
Erklärungen abgeben noch Fragen an den Gutachter stellen. Dies wurde damit begründet, dass es 
sich um einen Anwaltsprozess handele. Das Kind wurde der Mutter endgültig zugesprochen und 
zwar lediglich deshalb, weil es sich schon bei ihr befand. 

Nach Einlegung der Berufung zum Kammergericht setzten sich die Irregularitäten fort. Richterliche 
Rechtsverletzungen wurden mit Hilfe anderer Rechtsverletzungen vertuscht oder mit dem Mantel 
des Schweigens zugedeckt. Meine Tochter schlug mir schliesslich die Flucht vor. Ende März 1984 
verliessen wir Berlin. Ich tauchte in Wilhelmshaven unter, wo ich eine Oberarztstelle mit Chefnach-
folge für Radioonkologie und Nuklearmedizin bekam. Der Umzugsspediteur denunzierte meinen 
Aufenthaltsort. Meine Tochter brachte ich zur Sicherheit zunächst in Soprabolzano im deutschspra-
chigen Norditalien unter. Dort ging sie zur Schule und wurde vorläufig von ihrer Grossmutter bet-
reut. An Wochenenden und Feiertagen besuchte ich sie, nachdem ich jeweils die mich verfolgenden 
Zivilagenten und Privatdetektive abgeschüttelt hatte. 

Im Mai 1984 verwarf das Kammergericht meine Berufung in der Scheidungs- und Sorgerechtssa-
che. Es lastete mir an, "kein Vertrauen mehr in die Richtigkeit gerichtlicher Entscheidungen (zu) 
haben", was "von einem schweren Charaktermangel (zeuge)". Weiter führten die Richter Hochgrä-
ber, Dr. Weber und Recknagel aus: "Sein vorbezeichnetes Verhalten beweist, dass er nicht bereit 
ist, einzuräumen, dass Claudias Wohl von anderen als ihm richtig beurteilt werden kann. Es beweist 
zudem, dass er ........ nicht seinen Standpunkt unter Hintanstellung eigener Vorteile im Interesse des 
Kindes überprüfen kann." 

Gegen mich wurde Anklage wegen Kindesentzug erhoben und ein Haftbefehl erlassen. 
Nach §§ 235, 338 und 12 (2) des Strafgesetzbuches stellt Kindesentzug lediglich ein Vergehen dar, 
dass zudem nur auf Antrag verfolgt werden kann. Die Staatsanwaltschaft stellte die Anklageschrift 
meinem Arbeitgeber zu, und zwar noch vor der Hauptverhandlung, wodurch ich meine Stelle ver-
lor. Dieses Vorgehen der Staatsanwaltschaft ist nach § 353 d (3) StGB strafbar. 

Nachdem die Gerichte den Zwangsverkauf meines Hauses angeordnet hatten, das ich in jahrelanger 
nächtlicher Arbeit eingenhändig restauriert hatte, arrestierten sie fast meinen gesamten Erlösanteil, 
zur angeblichen Sicherung einer "Geldrente für das Kind", und zwar bis zur Volljährigkeit (Kam-
mergericht Berlin 159 F 7913/84). Gleichwohl nahm man mir weitere Beträge für den "laufenden 
Kindesunterhalt" an meine Exfrau weg, obwohl meine Tochter ausschliesslich von mir unterhalten 
wurde. Dazu kamen unter Ausnutzung meiner Situation und Abwesenheit gerichtlich gedeckte Bet-
rügereien und Veruntreuungen von Anwälten, dem mein Vermögen verwaltenden Notar Arnold 
Heidemann und meiner Exfrau, die dazu führten, dass ich mein gesamtes Vermögen verlor. 
Strafanzeigen gegen die Anwälte, den Notar, gegen Richter und Staatsanwälte wegen Parteiverrat, 
Rechtsbeugung, Nötigung, Untreue, Betrug, ungesetzlicher Mitteilung über Gerichtsverhandlungen 
usw. wurden nicht beschieden oder solange verschleppt, bis die Straftatsbestände verjährt waren. 

Der Versuch im Juli 1984, ein neues Sorgerechtsverfahren in Wilhelmshaven zu bekommen, schei-
terte. Meine Tochter hatte sich seit Ende des italienischen Schuljahres heimlich in Wilhelmshaven 
aufgehalten. Und Rechtsanwalt Tegge hatte ihr eine Anhörung durch Familienrichter Tiarks ver-
sprochen. "Das wird der schönste Tag in meinem Leben", sagte sie. Doch der Richter verweigerte 
die Anhörung. Als wir trotzdem in seinem Dienstzimmer erschienen, rief er telefonisch die Polizei. 
Wir flüchteten durch den Keller des Gerichtsgebäudes auf eine Seitenstrasse. 
Meine Tochter kehrte nach Soprabolzano zurück. 

Inzwischen zum Chefarzt für Nuklearmedizin und Strahlentherapie in Rosenheim gewählt, stellte 



man mich dort vor die Alternative, meine Tochter zu übergeben oder aber die Stelle zu verlieren. 
Ich entschied mich für meine Tochter und flüchtete im September 1984 zu ihr nach Südtirol. 

Aufgrund der Fahndung in Presse, Rundfunk und Fernsehen konnten wir uns nur bis Juli 1985 in 
Italien halten. 
Die Familie meines Bruders in England wurde an Leib und Leben bedroht. Ein angeblicher Polizei-
beamter versuchte, den Direktor der Kreissparkasse Stormarn zu nötigen, einen uns gegebenen Kre-
dit zu kündigen. Ein Einsatzkommando der Polizei durchsuchte überfallartig die Spedition Cargo 
Nord in Hamburg. In die Wohnung meiner Mutter in Hamburg wurde eingebrochen. Ein V-Mann 
des Bundeskriminalamtes mit Namen Lex beschuldigte mich gegenüber einem Londoner Kauf-
mann, ich sei in den Drogenhandel verwickelt. Dieser Kaufmann wurde bei einem Zwischenstopp 
auf dem Flughafen von Hannover von einem Polizeikommando festgehalten. Man versuchte, das 
Personal meines Anwalts in Berlin zu bestechen. Meine Post wurde einbehalten. 

Der italienische Parlamentsabgeordnete Silvio Magnano riet uns, Italien zu verlassen. Aus der fa-
schistischen Zeit stammten noch Vereinbarungen mit Deutschland, die die sofortige Auslieferung 
ohne rechtliche Nachprüfung ermöglichen. Unter grossen Schwierigkeiten und mit Hilfe von Jour-
nalisten gelang es uns, über Spanien nach Paraguay zu entkommen. Meine Tochter wurde in das 
Colegio Goethe in Asunción eingeschult. 
Es gelang ihr, ein Schuljahr zu überspringen. Ich hatte mit grossen finanziellen Problemen zu 
kämpfen, da man in Paraguay meine deutschen Berufstitel nicht anerkannte. 

Ende 1986 wandte ich mich schriftlich an den deutschen Justizminister mit der Bitte, meine und die 
Situation Zehntausender anderer geflüchteter und im In- und Ausland exilierter Väter und ihrer 
Kinder zu klären. Nach Angaben des statistischen Bundesamtes gab es jährlich etwa 7.000 ähnliche 
Fälle. Asylanträge in USA, Australien, der Schweiz, Brasilien, Argentinien und Chile wurden nicht 
beantwortet oder abgelehnt. In den amerikanischen Fahndungscomputern war ich registriert. 

Ich gründete die Betroffenen-Initiativen 
"DEUTSCHE VÄTER IM EXIL" und „BÜRGER FÜR EINE DEMOKRATISCHE JUSTIZ". 

Im Juli 1987 meldeten sich zwei Berliner Interpolbeamte bei mir in Asunción. Bei einem vom Pas-
tor der evangelischen Kirche arrangierten Treffen im Pfarrgarten richteten mir die Beamten von 
dem Berliner Oberstaatsanwalt Lothar Seeger aus, uns würde nichts geschehen, wenn wir nach 
Deutschland zurückkehrten. Aufgrund einschlägiger Erfahrungen anderer Betroffener und aufgrund 
von Widersprüchen, in die sich die Beamten verwickelten, hielt ich dieses Angebot jedoch für eine 
Falle. 

Anfang September 1987 tauchte meine Exfrau in Asunción auf, mit Herausgabeanträgen der Berli-
ner Justiz an die paraguayische Justiz. Die Berliner Richterin Merve Brehme begründete ihre Be-
schlüsse damit, dass meine Tochter gefangengehalten werde und keine Schule besuche. In der Pres-
se wurden Berichte lanciert, meine Tochter sei angekettet. Am 13. Oktober wurde ich bei einer an-
geblichen gerichtlichen Anhörung verhaftet und in Isolierhaft im Hochsicherheitstrakt im Staatsge-
fängnis Tacumbu genommen. Der offensichtlich bezahlte Richter Modesto Elizeche weigerte sich, 
von mir vorgelegte Dokumente auch nur anzusehen. Es wurde versucht, den Aufenthaltsort meiner 
Tochter aus mir herauszupressen. Ein Auslieferungsantrag wurde angekündigt. Das Comité de Igle-
sias, die örtliche Vertretung der UNO-Menschenrechtskommission, stellte mir eine Rechtsanwältin. 
Ich begann einen Hungerstreik. Man teilte mir mit, dass eine Kommission des Internationalen Ro-
ten Kreuzes meine Haftbedingungen und meinen Gesundheitszustand untersuchen wolle. 
Nach 22 Tagen ohne Nahrungsaufnahme erklärte das Appelationsgericht die Massnahmen des Ein-
zelrichters für nichtig. Ich wurde freigelassen und in ein Krankenhaus eingeliefert. 



Meine Tochter war unterdessen nach Brasilien geflüchtet, so dass die landesweite Polizei-, Presse- 
und Fernsehfahndung nach ihr erfolglos blieb. 
Auch ein auf ihre Ergreifung ausgesetztes Kopfgeld war vergeblich. 
Nach der Abreise meiner Exfrau kehrte meine Tochter im Januar 1988 nach Asunción zurück. Um 
das Schuljahr nicht zu verlieren, holte sie im Erziehungsministerium die Jahresabschlussprüfung 
nach. Ich verlor meine Arbeitsstelle, weil man während meiner Haft anderes Personal eingestellt 
hatte. 

Ende Januar 1988 erfuhr ich aus dem Fernsehen, dass der deutsche Botschafter beim paraguayi-
schen Generalstaatsanwalt vorstellig geworden war, um über den Fall des deutschen Pastors Armin 
Ihle und über unseren Fall zu sprechen. Pastor Ihle, der sich für die Menschenrechte der paraguayi-
schen Opposition und der Indios einsetzte und dafür später, nach dem Sturz des Diktators Stroess-
ner 1989, zum paraguayischen Ehrenbürger ernannt wurde und das Große Verdienstkreuz der Bun-
desrepublik Deutschland erhielt, war vom Regime angeklagt worden, den paraguayischen Staat zu 
verleumden. Der Botschafter versuchte, eine Einstellung des Verfahrens zu erreichen. Was unseren 
Fall anbetraf, so erkundigte sich der Botschafter nach den Möglichkeiten einer Doch-Noch-Auslie-
ferung von mir, um mir in Deutschland den Prozess zu machen. Der paraguayische Generalstaatsan-
walt konnte daraufhin nicht umhin, den deutschen Botschafter auf die Ähnlichkeit beider Fälle hin-
zuweisen. 

In der Folge erschienen in fast allen deutschen Zeitungen, Zeitschriften und auch in Büchern Be-
richte über unseren Fall. Aber immer nur in Form melodramatischer Schilderungen über eine priva-
te Familientragödie (Bild, Berliner Zeitung, Stern, Quick) oder als Vehikel für feministische Agita-
tion (Die Zeit, Mütter an die Macht (Rowohlt-Verlag) ). Vergeblich hatte ich immer und immer 
wieder auf die grundsätzlichen sozialen und justizpolitischen Hintergründe hingewiesen und Re-
formvorschläge gemacht. Diese Hintergründe und Reformvorschläge wurden von den Autoren je-
doch beharrlich ausgespart und nachträgliche Leserbriefe dazu von den Redaktionen nicht abge-
druckt. 

Im Mai 1988 berichteten mir zwei deutsche Besucher - offensichtlich V-Leute - , sie hätten eine In-
formation "aus dem hessischen Justizministerium", dass gegen mich Strafverfahren wegen Verun-
glimpfung des deutschen Staates und von deutschen Verfassungsorganen anhängig seien ( §§ 90a 
und 90b StGB). Hessen ist Sitz des BKA. Die genannten Rechtsnormen werden von deutschen Poli-
tikern und Juristen anderen Ländern immer als Verletzung der Menschenrechte angekreidet, weil 
sie die freie Meinungsäusserung beschneiden. Ein Angehöriger der deutschen Botschaft bestätigte 
die Information. Ausserdem boten mir die beiden Besucher an, dass ich über den Grenzübergang 
Eupen-Malmedy heimlich in die Bundesrepublik einreisen könne. Sie hätten dort einen Bekannten 
(der sicherlich bereits mit dem Haftbefehl auf mich gewartet hätte). Nichtzuletzt wurde mir noch 
"angeraten", meine politischen Aktivitäten aufzugeben. Sonst würde man für Interpol einfach eine 
Anklage erfinden und ich würde erst einmal ausgeliefert. 

Der stellvertretende deutsche Botschafter setzte Patienten von mir sowie die Verwaltung und Lehrer 
der deutschen Schule unter Druck, mich nicht ärztlich zu konsultieren, sondern sich an andere 
deutsche Ärzte zu wenden. 

Der erneute Versuch, von Asunción aus an unserem letzten ständigen Aufenthaltsort in Deutsch-
land, in Wilhelmshaven, ein neues Sorgerechtsverfahren zu bekommen, scheiterte. Das Gericht in 
Wilhelmshaven erklärte sich für unzuständig. Das Verfassungsgericht nahm meine Beschwerde 
nicht zur Entscheidung an. 
Ebenso scheiterte ein beantragtes Wiederaufnahmeverfahren in Berlin. Die gleichen Kammerrichter 
wie 1984, die nach § 41 Nr. 6 ZPO in dem angegriffenen Verfahren nicht mehr tätig werden durf-
ten, verweigerten die Wiederaufnahme mit der Begründung, die Entscheidung von 1984 sei schon 



bei Verkündigung rechtskräftig geworden, und nicht erst nach Zustellung, so dass die Frist für ein 
Wiederaufnahmeverfahren abgelaufen sei. 
Dies widerspricht dem geschriebenen Gesetz und den von mir von Rechtsexperten eingeholten 
Rechtsauffassungen. Auch in diesem Fall nahm das Verfassungsgericht meine Beschwerde nicht 
zur Entscheidung an. 

Gleiche Ergebnisse hatten Verfahren auf Auskunft über den Verbleib meines Vermögens, auf Rück-
gabe von Teilbeträgen, auf Einstellung der rechtswidrigen Behinderung meiner Berufsausübung 
und Einschüchterung von Patienten, auf Rückgabe meiner beim Gesundheitssenator in Berlin zur 
Beglaubigung eingereichten Berufsdokumente, auf Einsicht meiner Akten, auf Sicherung meiner 
bei Polizei, Staatsanwaltschaften und Bundeskriminalamt gespeicherten personenbezogenen Daten 
gegen Löschung, auf Aufhebung des Haftbefehls wegen Verjährung, auf Einstellung des Verfahrens 
wegen Geringfügigkeit und so weiter. Mehrere Verfassungsklagen gegen die Nichtannahme von 
Verfassungsbeschwerden durch das Verfassungsgericht, gegen die Nichtbegründung dieser Nicht-
annahmen und gegen die neu geschaffenen Gesetze, die dies ermöglichen, wurden vom Verfas-
sungsgericht weder zur Entscheidung angenommen, noch nicht angenommen, sondern einfach zu 
den Akten gelegt. Dass sich die Verfassungsrichter bei dieser Handlungsweise nicht einmal etwas 
denken, wird durch eine Äusserung des ehemaligen Bundesverfassungsgerichtspräsidenten Prof. 
Benda im Nachrichtenmagazin FOCUS bestätigt. Benda erklärte dort völlig unbefangen, dass das 
Verfassungsgericht sich den Ärger mit dem sogenannten Kruzifix-Urteil hätte ersparen können, 
wenn es sich einfach nicht mit der Verfassungsklage befasst hätte (FOCUS Nr. 36 vom 4.9.95, S. 
58). 

Meine Tochter und ich waren praktisch für vogelfrei erklärt worden und konnten in allem und von 
jedem verfolgt und straflos geschädigt werden. 
Das Antragsvergehen Kindesentzug wurde zum Dauerdelikt erhoben, was es vorher nicht war. 
Dies verletzt einfachste rechtsstaatliche Prinzipien. Die im Strafgesetzbuch als Verbrechen definier-
ten Handlungen der Rechtsbeugung durch Richter und andere Justizbeamte blieben dagegen zu 
Zustandsdelikten herabgestuft, die (auch mit Hilfe der Verschleppung der Verfahren) rasch verjäh-
ren. Obwohl Rechtsbeugung bestehen bleibt, bis das Recht wiederhergestellt ist. Mit Hilfe dieser 
Technik bleiben seit altersher kriminelle Akte autoritärer staatlicher Systeme oder Teilsysteme 
straffrei. 

Besonders interessant in Bezug auf die Aspekte der demokratischen Rechtsstaatlichkeit und das in-
formelle Selbstbestimmungsrecht und deren Rechtswirklichkeit sind die Ergebnisse meiner Klage-
anträge auf Sicherung meiner personenbezogenen Daten gegen Löschung. Ziel dieser Anträge war, 
später eine Herausgabe meiner Daten an mich zu erreichen, um eine wissenschaftliche Untersu-
chung der sozialen und rechtspolitischen Hintergründe unseres Falles zu ermöglichen. Und um fal-
sche Anschuldigungen gegen mich, die Verletzung meiner Persönlichkeits- und Menschenrechte 
und die meiner Tochter und eine ungesetzliche Verfolgung durch Justiz- und Sicherheitsorgane 
nachweisen und eine Rehabilitierung und Wiedergutmachung betreiben zu können. Die gegen Lan-
des- und Bundes-Verfassungsschutzämter, - Anwaltschaften und Kriminalämter gerichteten Anträ-
ge wurden durch sämtliche Gerichte abgelehnt. Vom Verfassungsgericht ohne Begründung, von 
den anderen Gerichten mit der übereinstimmenden Feststellung, ich hätte nicht nachgewiesen, ob 
und welche Daten über mich gespeichert seien. So führte das Verwaltungsgericht Karlsruhe aus 
(2K595/94) : "Eine Sicherung von Daten ist schon begrifflich nur möglich, wenn derartige Daten 
gespeichert sind und wenn ohne deren sofortige Sicherung durch das Verwaltungsgericht deren Lö-
schung drohen würde.... Die Kammer geht daher davon aus, dass die Ausführungen des General-
bundesanwalts zutreffen, wonach bei der Bundesanwaltschaft über den Kläger überhaupt keine Da-
ten in Kriminal- oder politischen Akten gespeichert sind...." Dagegen versicherte mir das Bundes-
kriminalamt ( ZV-31-5391 ), dass einer Fahndungsausschreibung in Oldenburg eine Auskunft des 
Bundesanwaltes zugrunde lag. 



Das Bundeskriminalamt informierte das Verwaltungsgericht Wiesbaden (10/2 E 186/94 und G 187/
94) : "Im übrigen wird darauf hingewiesen, dass das Bundeskriminalamt zu keinem Zeitpunkt per-
sonenbezogene Daten des Klägers an Polizeidienststellen in den USA oder Paraguay übermittelt 
hat." Das mutet reichlich semantisch an, teilte mir doch das U.S.-Justizministerium, Dienststelle In-
terpol, mit, dass es die Akte 28 C.F.R.16 et seg. über mich führe aufgrund aus Deutschland übermit-
telter Daten. Interpol Paraguay bescheinigte mir, dass es Angaben über mich von der Abteilung In-
terpol des BKA erhalten habe. Diese Daten müssen so furchtbar sein, dass das US-Ministerium 
meine Anträge, mir nach dem "Freedom of Information Act" Akteneinsicht oder wenigsten Daten-
auskunft zu gewähren, wiederholt ablehnte. Aufgrund des Vorgangs in Washington verweigerte mir 
die U.S. Botschaft in Asunción bis 1997 die Erneuerung meines mir 1989 entzogenen Dauervisums. 

Das Landesamt für Verfassungsschutz Berlin beschied mich wie folgt (1A 11-200-P-29053/95): 
"Ob jemals Daten über sie gespeichert waren, kann nicht festgestellt werden, da über deren Lö-
schung keine Aufzeichnung geführt werden dürfen. Sollten Informationen zu Ihrer Person in NA-
DIS gespeichert und gelöscht worden sein, sind mit der Löschung alle weiteren Unterlagen vernich-
tet worden." Das heisst also, dass falsche Beschuldigungen erhoben und unrechtmässig gespeichert, 
bei Gefahr im Verzuge aber rechtmässig gelöscht werden können. Und zwar in einer Form gelöscht, 
die nicht einmal mehr den Nachweis der Löschung erlaubt. 
In naiver (?) Ignoranz hielt mir der hessische Verwaltungsgerichtshof vor (6 TG 2736/94): "Wenn 
der Antragsteller..... anscheinend davon ausgeht, dass das Bundeskriminalamt... diese Informatio-
nen bewusst zurückhalte, mögen diese Vorstellungen der Verfahrensweise in einem totalitären Staat 
entsprechen." 

Was meine im Februar 1994 erhobene Klage auf Einsicht meiner persönlichen Daten und Akten 
beim BKA und ihrer Sicherung gegen Löschung anbetrifft, so wiesen das Hessische Verwaltungs-
gericht in Wiesbaden und das Oberverwaltungsgericht in Kassel meine Anträge auf Armenrecht 
und Beiordnung eines Anwalts wegen fehlender Erfolgsaussicht ab. Sie begründeten, ich hätte nicht 
schlüssig nachgewiesen, welche Daten beim BKA gespeichert seien und dass sie unrichtig sind. 
Ebensowenig hätte ich nachgewiesen, dass die für Oktober 1997 vorgesehene Löschung schutzwür-
dige Interessen von mir beeinträchtigen würde. 

Daraufhin stellte ich Ablehnungsantrag gegen die Richter am Verwaltungsgericht Kraemer, Kling-
spur und Brendel wegen Befangenheit. Dieser Antrag wurde von den befangenen Richtern höchst-
selbst abgelehnt, was Rechtsbeugung darstellt (§ 45 (1) 2 ZPO i.V.m. § 54 (1) VwGO). Meine dies-
bezügliche Beschwerde lehnte das Oberverwaltungsgericht als unzulässig ab.

Ich zog meinen Antrag auf Akteneinsicht zurück und erhielt in der Hoffnung auf eine rechtsstaatli-
chere Justiz in der Zukunft nur noch die Klage auf Sicherung meiner persönlichen Daten und Akten 
gegen Löschung aufrecht. Am 10. 7. 1998 erliessen die Richter Kraemer, Klingspor und Brendel ei-
nen Gerichtsbescheid, in welchem sie auch die blosse Sicherung meiner Daten gegen Löschung ab-
lehnten. Zur Begründung bezogen sie sich auf die eigenen und die Ausführungen des Oberverwal-
tungsgerichts im Prozesskostenhilfeverfahren. Ich legte Rechtsmittel (Antrag auf mündliche Ver-
handlung) ein. Dieses wurde durch die Richter Kraemer, Klingspor und Brendel durch Urteil abge-
lehnt. Die Begründung lautete, die Rechtsmittelfrist gegen den Gerichtsbescheid sei bereits abge-
laufen gewesen, da der Gerichtsbescheid durch Aufgabe zur Post in Deutschland zugestellt worden 
sei (was in dem Bescheid nicht erkennbar war) und die Frist seit diesem Moment lief. Die langen 
Postlaufzeiten nach Paraguay hätte ich mir selbst zuzuschreiben (Urteil 1 E 186/94 (2) vom 8. 12. 
1998). 
Diese richterliche Entscheidung verletzt offen § 4 (1) VwZG i.V.m. § 56 (2) VwGO, § 58 VwGO, § 
14 (1) VwZG i.V.m. § 56 (2) VwGO und Artikel 3(1) der Verfassung. Am 15. 2. 1999 erhob ich 
Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfassungsgericht und beantragte eine sofortige Anordnung 
zur Sicherung meiner persönliche Daten gegen Löschung bis zum Vorliegen der endgültigen Ent-



scheidung. Am 5. 5. 1998 lehnten die Verfassungsrichter Papier, Grimm und Hömig die Beschwer-
de ohne Begründung ab ( 1 BvR 298/99).

Meine Anträge auf Akteneinsicht in Berlin waren u.a. mit der Begründung zurückgewiesen worden, 
ich könnte die Akten vernichten. Vergeblich wies ich darauf hin, dass viel grösserer Anlass zu der 
Sorge bestünde, die Justiz könnte meine Akten vernichten. Nach mehrjährigen Prozessen ordnete 
mir das Amtsgericht Tiergarten schliesslich einen Pflichtanwalt zur Akteneinsicht bei. Doch bevor 
der Anwalt die Akten einsah, teilte mir die Berliner Staatsanwaltschaft mit Schreiben 15 E 141/95 
vom 28.9.95 mit, die Akten und Daten meines Kindesentzugsverfahrens seien vernichtet worden. 
Um so erstaunlicher fand ich es, dass die Staatsanwaltschaft kurz danach einen internationalen In-
terpol-Haftbefehl gegen mich beantragte und die Einstellung des Verfahrens gegen mich ablehnte. 
Auch der Berliner Datenschutzbeauftragte informierte mich, dass meine Akten vernichtet worden 
seien. Und dies trotz meiner Anträge und Klagen auf Sicherung der Akten und Daten gegen Lö-
schung. Gegen die Vernichtung meiner Akten erhob ich Verfassungsbeschwerde. Das Bundesver-
fassungsgericht beschied mich, die Vernichtung der Akten sei rechtmäßig erfolgt (AR9549/95), 
dies diene dem Schutz des betroffenen Bürgers. Meine daraufhin wiederholte Beschwerde beim 
Berliner Datenschutzbeauftragten hatte ein erstaunliches Ergebnis: Mit Schreiben 52.1985.6 vom 
12.2.96 teilte mir der Datenschutzbeauftragte mit, dass die Akten nach Auskunft der Staatsanwalt-
schaft doch noch nicht vernichtet seien. Meine Akte sei schon 1983 angelegt worden und habe da-
her unter 1984 nicht aufgefunden werden können. Dieser Vorgang ist aus zweierlei Gründen bemer-
kenswert: Erstens ist mir aus totalitären oder korrupten Ländern bekannt, dass Akten verschwinden 
und - wenn überhaupt - erst nach gründlicher "Säuberung" wieder auftauchen. Und was hat es zwei-
tens zu bedeuten, dass meine Akte über Kindesentzug schon 1983 angelegt wurde, obwohl ich doch 
erst 1984 mit meinem Kind geflüchtet war? War ich in eine lange vorbereitete Falle getappt?

Meine Klage auf Sicherung meiner persönlichen Daten und Akten beim BKA in Wiesbaden gegen 
Veränderung und Löschung, wurde vom Verwaltungsgericht in Wiesbaden und vom Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof in Kassel abgewiesen. Beide Gerichte befanden, ich hätte keinen Anspruch 
auf Sicherung meiner Daten gegen Löschung. Das BKA teilte mit , es werde meine Daten und Ak-
ten nunmehr vernichten. Das Bundesverfassungsgericht nahm meine Beschwerde nicht zur Ent-
scheidung an (1 BvR 298/99 vom 5.8.1999).Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte er-
klärte sie für unzulässig (54756/00 vom 10.11.2000). Verfassungsgericht und Europäischer Ge-
richtshof für Menschenrechte konnten rechtlich zwar so entscheiden, sie mussten es aber nicht. Da-
mit haben das Verfassungsgericht und der Europäische Gerichtshof eine historische Chance vertan. 
Man kann die Menschenrechte nicht durchsetzen, wenn man ihre Verletzung nicht beweisen kann, 
weil die Täter aufgrund einfachen Rechts rechtmäßig die Akten vernichtet haben (siehe auch: http:/
/www.humanrightsaction.org/humanrights/index.html).

So habe ich meine perönlichen Daten und Akten weder einsehen dürfen noch konnte ich ihre Ver-
änderung und Löschung verhindern.

Meine Bitte an den seinerzeitigen Präsidenten des Verfassungsgerichts, Prof. Roman Herzog, öf-
fentlich mit mir darüber zu diskutieren. ob Deutschland ein demokratischer Rechtsstaat sei oder nur 
ein herkömmlicher Rechtsstaat, wurde nicht beantwortet. Auch Herzog weiss, dass die deutsche 
Justiz niemals demokratisch reformiert wurde. Die unablässige Selbstversicherung der Deutschen, 
Deutschland sei ein demokratischer Rechtsstaat, stellt so eher ein Phänomen der Bedürftigkeit und 
Selbstversicherung dar, denn der Wirklichkeitstreue. 

1989 forderte ich die deutschen Behörden schriftlich auf, meine Tochter doch aus der Schule abzu-
holen und nach Deutschland zu fliegen, wenn sie damit einverstanden sei. Es geschah nichts. Die 
Behörden kannten die Haltung meiner Tochter bereits aus zahlreichen Gesprächen unter vier Au-
gen. 



Klagen meiner Tochter zwischen ihrem fünfzehnten und achtzehnten Lebensjahr auf einen Pass, auf 
Wiederaufnahme der Sorgerechtssache und auf Kindesunterhalt von ihrer Mutter scheiterten sämt-
lich. Ihr Antrag auf Wiederaufnahme der Sorgerechtssache wurde vom Berliner Kammergericht 
nicht zur Kenntnis genommen. Ihre Unterhaltsklage vom Februar 1993 wurde von der Berliner Fa-
milienrichterin Sijbrandij nicht bearbeitet unter dem Hinweis, meine Tochter sei nicht prozessfähig. 
Das verletzt u.a. §§ 59 FGG und 1602 (2) BGB. Nach Eintritt der Volljährigkeit lehnte die Fami-
lienrichterin Brehme jedweden nachträglichen Minderjährigenunterhalt ab, das Verfahren über den 
Studentenunterhalt hat die Richterin bis heute verschleppt (Aktenzeichen 162 F 10.194/93). Ein 
schliesslich von der Richterin diktierter, von meiner Tochter nicht akzeptierter "Vergleich" verletz-
te das Unterhaltsrecht und benachteiligte meine Tochter. Das um Hilfe angerufene Verfassungsge-
richt vermochte in der Verweigerung der Prozessfähigkeit vor Volljährigkeit keine Verfassungsver-
letzung zu erkennen. Ebenso in der Nichtentscheidung des Antrags auf einstweilige Anordnung und 
in der Nichtentscheidung des Hauptverfahrens (1 BvR 2230/93 vom 5. 1. 1994). In der Passache 
wurde meiner Tochter von der deutschen Botschaft zunächst eine Bescheinigung über die Ableh-
nung ihres Passantrages verweigert, obwohl diese Bescheinigung von den Gerichten verlangt wur-
de. Sodann bestritten die Gerichte meiner Tochter rechtswidrig die Prozessfähigkeit. Das um Hilfe 
angeschriebene Berliner Jugendamt antwortete nicht. Das Bundesverfassungsgericht unter dem 
Vorsitzenden Präsidenten Herzog und den Richtern Dietrich und Kühling schliesslich nahm die Be-
schwerde meiner Tochter nicht zur Entscheidung an, weil meine Tochter zuvor nicht alle Rechts-
möglichkeiten ausgeschöpft hätte. So habe sie sich nicht an ihre sorgeberechtigte Mutter gewandt, 
damit diese einen Passantrag stelle. Und sollte die Mutter einen Antrag ablehnen, so hätte meine 
Tochter zunächst Klage auf Änderung des Sorgerechts zu erheben ( 1BvR 860/91). 
Damit setzte sich das Verfassungsgericht über den bekannten Sachverhalt hinweg. Ihm lag ein 
Schreiben der Botschaft vor, dass die Mutter einen Passantrag verweigerte. Und die verschiedenen 
Sorgerechtsanträge von meiner Tochter und mir hatte das Verfassungsgericht zuvor selbst abge-
lehnt. So ging meiner Tochter die Möglichkeit eines einjährigen Austauschaufenthaltes an einer 
amerikanischen Schule verloren. In einem erneuten Verfahren auf Passausstellung verweigerte das 
Bundesverwaltungsgericht unter den Richtern Meyer, Gielen und Kemper meiner Tochter Prozess-
kostenhilfe und die Beiordnung eines Anwaltes mit der Begründung, die Klage habe keine Erfolgs-
aussicht, weil sie unzulässig sei. Und zwar sei die Klage deshalb unzulässig, weil sie nicht von ein-
em Anwalt eingereicht sei (BVerwG 1 CD 39.92). Die anschliessende Verfassungsklage wurde 
vom Verfassungsgericht verschleppt, bis meine Tochter volljährig geworden war. Am 2. September 
1993 erging durch die Richter Präsident Herzog, Söllner und Kühling eine Nichtannahmeeintschei-
dung. Die Begründung für die Nichtannahme lautete, meine Tochter sei am 13. August 1993 voll-
jährig geworden und könne nunmehr selbst einen Pass beantragen, womit das Rechtsschutzbedürf-
nis entfallen sei. Bereits zuvor, Ende 1992, hatte das paraguayische Aussenministerium ein Einse-
hen gehabt und meiner Tochter einen Pass nach der UNO-Flüchtlingskonvention ausgestellt. Die 
USA gewährten ihr ein grosszügiges Reisevisum. So konnte sie Anfang 1993 für mehr als 3 Monate 
ihre Patentante und Freunde in USA und Kanada besuchen und ihre Englischkenntnisse aufbessern. 

Im gleichen Jahr 1993 schloss meine Tochter am Colegio Goethe in Asunción ihr Bachillerato ab 
und wurde volljährig. Seit Januar 1994 studiert sie Rechtswissenschaften an der Universität Ham-
burg. 
1984 erging ein landesweiter, 1985 ein europaweiter Haftbefehl gegen mich. Und 1986 ein welt-
weites Interpol-Aufenthaltsermittlungsersuchen, obwohl mein Aufenthalt in Paraguay bekannt war. 
Am 31. Januar 1995 schließlich, mehr als 11 Jahre nach unserer Flucht aus Berlin und 1 Jahr nach 
Rückkehr meiner Tochter nach Deutschland, wurde ich auf deutsches Ersuchen vom 16.11.1994 
durch Interpol wegen Kindesentziehung weltweit zur Festnahme ausgeschrieben (Aktenzeichen In-
terpol-Zentrale Lyon 1960/85, SBA 1994/11/16 ). Am 29. Juni 1995 lehnte das Bundesverfassungs-
gericht eine Einstellung des Verfahrens wegen Kindesentzug gegen mich ab, erklärte aber den Haft-
befehl für verfassungswidrig ( 2 BvR 2537/94 ). Doch erst 4 Monate später, am 30. Oktober 1995 
hob das Amtsgericht Berlin-Tiergarten diesen Haftbefehl auf. Diese Tatsache wurde Interpol nicht 



mitgeteilt, so dass weiterhin weltweit nach mir gefahndet wurde. Es ist interessant zu wissen, dass 
die deutsche Justiz es nicht einmal nötig hat, Entscheidungen ihres obersten Verfassungsgerichts zu 
beachten. Nach § 344 StGB war meine andauernde Verfolgung nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts ein Verbrechen, doch werden Justizverbrechen in Deutschland nicht geahndet und 
bleiben seit altersher immer straffrei. Auf meine Beschwerde bei Interpol in Lyon hin beschloss die 
internationale Aufsichtskommission von Interpol auf ihrer Sitzung vom 13. Dezember 1995 in 
Lyon, den internationalen Haftbefehl aufzuheben. Mit Schreiben 6.96/SECOM/110 vom 10. Juni 
1996 teilte mir der Vorsitzende der Kommission, P. Thomas, mit, dass die Aufhebung des interna-
tionalen Haftbefehls von den deutschen Behörden akzeptiert worden sei. Gleichwohl war ich min-
destens bis 1997 noch weltweit in allen US-Fahndungscomputern registriert. 

In diesem Zusammenhang bin ich bereit, vor einer internationalen Untersuchungskommission über 
den Missbrauch von Interpol zu persönlichen, politischen und wirtschaftlichen Zwecken auszusa-
gen. 

Zum Vergleich: 
Hätte ich meine Exfrau 1979 bei der Trennung getötet, 
wäre ich nach deutschen Verhältnissen seit 1982, seit 17 Jahren, ein freier Mann. 


